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Bezeichnung Dezernenten 
Beitritt zur Erklärung von Barcelona 
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Der Oberbürgermeister 
Gesundheits- und Sozialausschuss 
Verwaltungsausschuss 
Stadtrat 

11.02.2003  8:00 
19.02.2003 17:00 
21.03.2003 15:00 
03.04.2003 14:00 

 

 
 
In der Information I0207/99 aufgrund des Antrages A 0049/99 der FWG-Fraktion wurde sich mit 
der Frage des Beitritts und der Schaffung notwendiger Voraussetzungen bereits 
auseinandergesetzt und weitere Festlegungen wurden getroffen. 
 
In den letzten Jahren haben sich die Rahmenbedingungen entwickelt. 
 
So wurde das Gesetz zur Gleichstellung behinderter und nichtbehinderter Menschen am 
21.11.2001 in kraft gesetzt, das Sozialgesetzbuch IX wurde geschaffen (Gesetz zur 
Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen (19.07.2001) und das Jahr 2003 wurde zum 
Europäischen Jahr der Menschen mit Behinderung erklärt. 
 
In der Landeshauptstadt Magdeburg hat sich unter Leitung des Behindertenbeauftragten, Herrn 
Pischner, die Arbeitsgemeinschaft für Menschen mit Behinderung in Magdeburg etabliert. 
 
Neben seiner Jahresberichterstattung wurden durch Herrn Pischner in Abstimmung mit den 
Betroffenen und unter Einbeziehung der Verwaltung und des Stadtrates die Leitlinien der 
kommunalen Behindertenpolitik der Landeshauptstadt Magdeburg „Für Gleichstellung und 
Barrierefreiheit“ erarbeitet und verabschiedet als Handlungsrichtlinie. 
 
Die Inhalte der Deklaration von Barcelona, die auf dem Europäischen Behindertenkongress in 
Madrid im März 2002 in Visionen formuliert wurden, wurden in der Vergangenheit versucht, mit 
Leben zu erfüllen.  
 
Die Unterzeichnung der Erklärung von Barcelona kann durch die Landeshauptstadt Magdeburg 
als formeller Akt im Europäischen Jahr der Menschen mit Behinderung erfolgen. 
 
Im Vorfeld ist beabsichtigt, die Leitlinien der kommunalen Behindertenpolitik durch Kriterien 
zur Behindertenfreundlichkeitsprüfung zu pragmatisieren. Die diesbezügliche Drucksache, nach 
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deren Bestätigung der offizielle Beitritt erfolgen sollte, soll dem Stadtrat im 2. Halbjahr diesen 
Jahres vorgelegt werden. 
 
Bröcker 


